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Zum Inhalt: 
 
Internationale Handelsgeschäfte 

Dieses Buch stellt ausgewählte Rechtsfragen der wichtigsten Vertrags-
typen vor, die im internationalen Handel gebräuchlich sind.  

Da Geschäfte immer weniger an Ländergrenzen halt machen, wird die 
internationale Dimension der Verträge besonders betont. 

Im Mittelpunkt stehen  
 der internationale Warenkauf nach UN-Kaufrecht nebst internationa-

ler Produkthaftung und Sicherungsgeschäften 
 der internationale Transportvertrag 
 der internationale Anlagenvertrag 
 der internationale Handelsvertreter- und Vertragshändlervertrag so-

wie 
 internationale Lizenzverträge. 

Daneben werden Grundfragen der internationalen Rechtsdurchsetzung 
behandelt. Viele Fallbeispiele, Musterverträge und Musterklauseln stel-
len den hohen Praxisbezug des Buches sicher. 

Das Lehrbuch „Internationale Handelsgeschäfte“ wendet sich an Stu-
dierende des Wirtschaftsrechts und der Betriebswirtschaft in höheren 
Semestern und Masterstudiengängen an Hochschulen und Universitä-
ten, versteht sich aber auch als Einstiegsliteratur für Fach- und Füh-
rungskräfte in international tätigen Unternehmen. 
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Vorwort zur 5. Auflage

Dieses�Buch�wendet� sich� an�Studeten�des�Wirtschaftsrechts� in�den�höheren�
Semestern�und�in�Masterstudiengängen�sowie�an�fortgeschrittene�Studenten�
der�Betriebswirtschaftslehre.�Es�richtet�sich�darüber�hinaus�an�all�diejenigen,�
die sich einen ersten Überblick über das Recht der internationalen Handelsge­
schäfte�verschaffen�möchten.�Der�Leser�sollte�im�Rahmen�sener�Ausbildung,�
seiner�praktischen�Erfahrungen�in�Betrieben�oder�aus�sonstigen�Quellen�ein�
Grundverständnis� des� Vertragsrechts� erworben� haben.�Dieses� bezieht� sich�
meist� auf�Verträge,� die� zwischen�Partnern� aus� demselben� Staat� geschlossen�
wurden.�Hier� sollen� grenzüberschreitende�Verträge,� also� vor� allem� solche�
zwischen�Geschäftspartnern�aus�verschiedenen�Staaten,�im�Mittelpunkt�stehen.�
Dabei�treten�zusätzliche�Rechtsfragen�auf.�Um�welche�es�sich�handelt�und�wie�
sie�gelöst�werden,�soll�hier�dargestellt�werden.

Ziel�des�Buches�ist�es,�in�die�bei�internationalen�Handelsgeschäften�auftreten­
den�Rechtsprobleme�einzuführen.�Literaturhinweise�sollen�den�Einstieg�in�eine�
vertiefte�Auseinandersetzung�mit�den�jeweiligen�Themenbereichen�erleichtern.

Die�Darstellung�behandelt�ausgewählte�Rechtsprobleme�und�Beispielfälle�ohne�
jeden�Anspruch�auf�Vollständigkeit.

Auch�wenn�dabei�die�streitfallorientierte�Betrachtung�und�damit�die�Falllösung�
nach�Anspruchsgrundlagen�häufig�Ausgangspunkt�von�Überlegungen�ist,�wird�
auch�auf�die�Gestaltung�von�internationalen�Handelsverträgen�eingegangen.�
Diese�sogenannte�kautelarische�Perspektive�zeichnet�sich�vor�allem�durch�ihre�
Zukunftsorientierung, durch ihr Denken in Regelungsmustern und durch die 
Berücksichtigung�von�Handlungsalternativen�und� ihren�Konsequenzen�aus.�
Internationales�Wirtschaftsrecht,�zu�dem�das�Recht�der�internationalen�Han­
delsgeschäfte�gehört,�wird� in�diesem�Zusammenhang�vor�allem�als�politisch�
und wirtschaftlich bedingter Ordnungsrahmen begriffen, der den Beteiligten 
umfassende�Gestaltungsspielräume� und�Anregungen� zur� Verfolgung� ihrer�
wirtschaftlichen�aber�auch�sonstigen�Interessen�bietet.

Das�Buch�versucht�Grenzen�zu�überschreiten.�Es�stellt�in�Anlehnung�an�eng­
lische,� niederländische� und�US­amerikanische� Vorbilder� das� internationale�
Handelsgeschäft� in� den�Mittelpunkt� und� betrachtet� seine� völker­,� europa­,�
international­privat­,�zivil­,�handels­,�kartell­,�strafrechtlichen�und�zivilpro­
zessualen�Aspekte.

In�dieser�5.�Auflage�wurde�das�Kapitel�zum�UN­Kaufrecht�grundlegend�über­
arbeitet. Vereinzelt haben wir darüber hinaus im gesamten Text Umformu­
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lierungen� zur�Klarstellung� oder� aus� didaktischen�Gründen� vorgenommen.�
Zudem�wurden�neue�Gesetzgebungsakte�oder�deren�Entwürfe�und�die�aktuelle�
Rechtsprechung�sowie�die�Literatur�der�letzten�fünf�Jahre�eingearbeitet.�

Auch diesmal hoffen die Verfasser auf eine wohlwollende Aufnahme dieser 
5. Auflage.

Pforzheim,�im�September�2017� Rainer Gildeggen 
 Andreas Willburger
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I.� Einleitung�Internationale�Handelsgeschäfte

In�diesem�Lehrbuch�werden�die�für�Internationale�Handelsgeschäfte�wesent­
lichen Rechtsfragen und Rechtsregeln vorgestellt. Zudem werden auch Ge­
staltungsmöglichkeiten�aufgezeigt,�die�vor�dem�Hintergrund�des�bestehenden�
Regelungsrahmens�eine�sachgerechte�Verwirklichung�der�ökonomischen�Ziele�
der�Beteiligten� ermöglichen.�Die�Auseinandersetzung�mit�den�Rechtsregeln�
und�juristischen�Gestaltungsmodellen�ist�eine�der�Grundlagen�für�den�Erfolg�
internationaler�Geschäfte.

Maschinen für die Welt
Ein Unternehmen mit Sitz im Schwarzwald stellt Maschinen her und vertreibt sie 
in verschiedenen Ländern der Welt. Es möchte nunmehr auch den Markt in Indien 
für seine Produkte erschließen. 

Wie kann es das tun?

Das Unternehmen kann seine Maschinen direkt an Kunden in Indien verkaufen. Es 
kann sich eines indischen Handelsvertreters bedienen, um Kunden im indischen 
Markt zu finden. Es kann aber auch seine Ideen an eine indische Firma lizensieren 
und diese zum Nachbau und Vertrieb der Maschinen im Heimatmarkt berechti-
gen. Es kann schließlich eine Zweigniederlassung oder eine Tochtergesellschaft 
in Indien gründen, die sich entweder nur um den Vertrieb oder um die Herstellung 
und den Vertrieb der Maschinen in Indien bemüht.

Welche Rechtsfragen stellen sich?

Bei einem internationalen Warenkauf stellen sich hier etwa folgende Fragen:

Welches Recht ist im Falle des direkten Verkaufs auf den Kaufvertrag zwischen 
dem deutschen Verkäufer und dem Käufer aus Indien anwendbar? Gilt deutsches 
oder indisches Kaufrecht? Diese Frage beantwortet das Internationale Privatrecht. 
Es entscheidet welches Recht anwendbar ist, wenn zwei Rechtsordnungen diesel-
be Rechtsfrage unterschiedlich lösen. Oder gilt in diesem Fall vielleicht sogar we-
der deutsches noch indisches Sachrecht, sondern internationales Einheitsrecht, 
das CISG, die Convention on Contracts for the International Sale of Goods, ein 
völkerrechtliches Abkommen, das in den Staaten, die die Konvention unterzeichnet 
haben, für internationale Kaufverträge gilt, weil das nationale Recht dieser Staaten 
es für anwendbar erklärt?

Was gilt eigentlich, wenn das Produkt mangelhaft ist oder wenn es zu spät gelie-
fert wird? Diese Fragen sind im CISG, in den nationalen Kaufrechten oder auch 
ausdrücklich im zwischen den Parteien geschlossenen Kaufvertrag zum Teil un-
terschiedlich geregelt. Welche dieser Regelungen ist anwendbar?

Die Parteien können in ihrem Kaufvertrag die Lieferung „FCA Hamburg Seeha-
fen (Incoterms® 2010)“ vorsehen. Was das im Einzelnen bedeutet, wird in den 
Incoterms® der Internationalen Handelskammer in Paris beschrieben. Es handelt 
sich dabei um weltweit anwendbare standardisierte Bedingungen, die deshalb 
in diesem Fall anwendbar sind, weil die Parteien ihre Geltung vereinbart haben.
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Welche Sicherheiten gibt es eigentlich für das deutsche Unternehmen, um den 
Kaufpreis zu erhalten, nachdem die Maschine abgeschickt wurde? Nach welcher 
Rechtsordnung ist die Frage zu beantworten? Gibt das Recht hierzu überhaupt 
eine leistungsfähige Antwort?

Die Maschinen müssen mit dem LKW, dem Schiff, der Eisenbahn und dem LKW 
zum Kunden nach Indien transportiert werden. Welche Rechtsregeln gelten dabei 
und welche Ansprüche gibt es gegen den jeweiligen Frachtführer, wenn die Ware 
auf dem Transport beschädigt wird?

Haben die Parteien einen Vertriebsvertrag geschlossen, fragt es sich, zwischen 
welchen Parteien bei dieser Fallgestaltung der Kaufvertrag über die Maschine 
zustande kommt? Zwischen dem deutschen Unternehmen und dem indischen 
Kunden oder zwischen dem Vertriebsmittler und dem Kunden? Welches Recht 
würde in dem einen oder anderen Fall gelten? Des Weiteren müsste zwischen 
dem deutschen Unternehmen und dem indischen Vertreter ein Handelsvertre-
tervertrag, ein Vertragshändlervertrag oder ein sonstiger Vertriebsmittlervertrag 
abgeschlossen werden. Welche Rechte und Pflichten ergeben sich aus einem 
solchen Vertrag? Unter welchen Voraussetzungen besteht ein Provisionsanspruch 
des Handelsvertreters? Müsste ein solcher Vertrag einen Ausgleichsanspruch bei 
Vertragsbeendigung vorsehen? Das Internationale Privatrecht wird hier meist zur 
Anwendung des indischen Rechts führen. Wenn der indische Handelsvertreter 
alleinvertretungsberechtigt wäre, dann wäre die wirtschaftliche Stellung des Han-
delsvertreters auf dem indischen Markt sehr günstig, weil er auf diesem Markt für 
dieses Produkt keine Wettbewerber hätte. Der Ausschluss von Wettbewerb wirft 
kartellrechtliche Fragen auf.

Bei einer Lizenzierung des indischen Unternehmens zur Herstellung und zum 
Vertrieb der Maschine stellt sich zunächst die Frage, um was für einen Vertragstyp 
es sich dabei handelt, welches die wesentlichen Regelungsgegenstände sind, 
und welches Recht auf diesen Vertrag anwendbar ist. Wie wird eigentlich ein Nut-
zungsrecht an einem Patent oder an Know-how eingeräumt? Wie kann gesichert 
werden, dass das übertragene Wissen nicht missbräuchlich genutzt wird? Gibt es 
in Indien überhaupt Schutz für geistiges Eigentum? Welche Konsequenzen haben 
die Antworten für das geplante Geschäft?

Beim Vertrieb durch eine indische Zweigniederlassung oder Tochtergesellschaft 
liefert die deutsche Muttergesellschaft die Maschine zunächst an die indische Re-
präsentanz. Dabei treten die beim Warenkauf aufgeworfenen Fragen teilweise auch 
hier auf. Darüber hinaus müssen in Indien ggf. eine Tochtergesellschaft gegründet 
und Arbeitnehmer beschäftigt werden. Wie ein deutsches Unternehmen in Indien 
eine Zweigniederlassung oder Tochtergesellschaft zum Vertrieb von Maschinen 
gründen kann, oder welche Steuern wann und wo abzuführen sind, regelt das 
indische Unternehmens- und Steuerrecht. Die Beschäftigung der Arbeitnehmer 
folgt dem indischen Arbeitsrecht.1

Bei den verschiedenen Vertragsbeziehungen im internationalen Rechtsverkehr 
stellt sich die Frage, was eigentlich geschieht, wenn es zwischen den Parteien 
zum Streit kommt? Welche Gerichte sind dann zuständig? Sind Schiedsgerichte 
zuständig? Nach welchem Recht laufen die Prozesse ab? Warum sind diese Fra-
gen wichtig? Angenommen, ein Urteil wird in Indien erstritten, kann es dann gegen 
das deutsche Unternehmen in Deutschland überhaupt durchgesetzt werden? Alle 
diese Fragen werden durch das internationale Prozessrecht und das Recht der 
internationalen Schiedsgerichtsbarkeit beantwortet.

1 Nicht�Gegenstand�der�nachfolgenden�Ausführungen�sind�die�mit�der�Gründung�
einer� ausländischen�Niederlassung� oder� eines� ausländischen� Tochterunternehmens�
verbundenen Rechtsfragen. 
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Im�Mittelpunkt�der�nachfolgenden�Ausführungen�stehen�die�wichtigsten�Ver­
tragstypen� des� internationalen�Handelsrechts.�Das� sind� der� internationale�
Warenkaufvertrag,�der�internationale�Transportvertrag,�der�internationale�An­
lagenvertrag,�der�internationale�Handelsvertreter­�und�Vertragshändlervertrag,�
sowie�internationale�Lizenzverträge.�

Im�Zusammenhang�mit�Warenkaufverträgen�werden�das�anwendbare�Recht,�
das�CISG,�INCOTERMS,�die�internationale�Produkthaftung,�die�Zahlungs­
sicherung im internationalen Rechtsverkehr, die Regelungen für Verbrau­
cherkaufverträge�in�Europa�und�die�sachgerechte�Gestaltung�internationaler�
Kaufverträge�beschrieben.

Das�Kapitel�über�den�internationalen�Transportvertrag�befasst�sich�mit�dem�
Übereinkommen�über�den�Beförderungsvertrag�im�internationalen�Straßengü­
terverkehr,�dem�CMR,�und�insbesondere�mit�der�Haftung�des�Frachtführers�
gegenüber�dem�Absender�und�Empfänger�der�beförderten�Güter.�

Die�Pflichten�der�Parteien�bei�der�Erstellung�von�Anlagen�wie�großen�Maschi­
nen oder Fabriken usw. sind in vielen Rechtsordnungen nur bruchstückhaft 
geregelt.�In�der�Praxis�sind�hier�nationale�und�internationale�Vertragsmuster�
entstanden,�nach�denen�diese�Projekte�abgewickelt�werden.�Ein�Überblick�über�
die�Regelungsmodelle�soll�das�Verständnis�für�diese�Geschäfte�erleichtern.

Der�Warenvertrieb�in�anderen�Ländern�erfolgt�häufig�durch�Vertriebsmittler.�
Das�Grundmodell�aller�Vertriebsmittlerverträge�ist�der�Handelsvertreterver­
trag, der in vielen Rechtsordnungen umfassend geregelt ist. Weil Vertriebs­
systeme�häufig� auch�kartellrechtliche�Probleme�aufweisen,�wird�neben�dem�
Handelsvertretervertrag�auch�der�Vertragshändlervertrag�dargestellt.

Bei�Lizenzverträgen� geht� es� vor� allem�um�die�Einräumung� von�Nutzungs­
möglichkeiten�an�Patenten,�Know­how�und�Marken.�Deshalb�wird�in�diesem�
Zusammenhang auf die Grundstruktur dieser gewerblichen Schutzrechte ein­
gegangen�bevor�neben�dem�Verkauf�der�Schutzrechte�Rechtsfragen�von�Lizenz­
verträgen�diskutiert�werden.

Schließlich wird die internationale Rechtsdurchsetzung durch Gerichte und 
Schiedsgerichte,�insbesondere�deren�Zuständigkeit�und�die�Durchsetzung�ihrer�
Entscheidungen,�beschrieben.

Im�Text�und� im�Anhang�werden�ganze�Vertragsmuster�und�Musterklauseln�
vorgestellt.�Sie�sollen�einen�Eindruck�von�Stil�und�Komplexität�internationaler�
Handelsgeschäfte�vermitteln.�

Die�Sprache�des�internationalen�Handels�und�seines�Rechts�ist�Englisch.2 Die 
nachfolgend�vorgestellten�Musterklauseln�oder�­verträge�sind�daher�überwie­
gend�in�Englisch�gefasst.

2 Sandrock,�Die�deutsche�Sprache�und�das� internationale�Recht,� in�Festschrift� für�
Grossfeld,�1999,�S.�971–995.�
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A. Überblick

Das�bedeutendste�internationale�Handelsgeschäft�ist�der�internationale�Waren­
kauf.�Warenkaufverträge�sind�das�Rechtsgeschäft,�das�in�den�Außenhandels­
statistiken�als�Warenexporte�ausgewiesen�wird.�Das�Volumen�der�weltweiten�
Warenexporte�betrug�im�Jahr�2015�etwa�17�Billionen�US­Dollar.�Deutschland�
gehört�mit�China�und�den�USA�zu�den�bedeutendsten�Export­�und�Importlän­
dern von Waren.1 Die wichtigsten von Unternehmen aus Deutschland verkauf­
ten�Produkte�sind�Fahrzeuge,�Maschinen,�elektrotechnische�und�chemische�Er­
zeugnisse.�Die�wichtigsten�Exportregionen�für�deutsche�Unternehmen�sind�die�
Europäische�Union,�China�und�die�USA.�Importiert�werden�nach�Deutschland�
vor�allem�elektrotechnische�Erzeugnisse,�Fahrzeugteile,�chemische�Erzeugnisse�
und�Energie.�Diese�Güter�kommen�zumeist�aus�den�Mitgliedstaaten�der�Euro­
päischen�Union,�China,�den�USA�und�Japan.2�Auch�wenn�der�größere�Teil�die­
ser�internationalen�Warenkaufverträge�zwischen�unabhängigen�Unternehmen�
aus�verschiedenen�Staaten�stattfindet,�so�ist�doch�anzumerken,�dass�geschätzte�
40�bis�50�%�der�internationalen�Warenverkäufe�Intercompany­Geschäfte�sind,�
also�Warenkaufverträge�zwischen�weltweit�verbundenen�Unternehmen.

Beim�Warenkauf�verpflichtet�sich�der�Verkäufer�im�Wesentlichen�das�Eigentum�
an�der�verkauften�Sache�dem�Käufer�zu�übertragen,�der�Käufer�verpflichtet�
sich�den�Kaufpreis�zu�bezahlen.�Kaufverträge�sind� international,�wenn� ihre�
Vertragspartner� aus� verschiedenen� Staaten� kommen.�Gegenstand� dieser� in­
ternationalen�Kaufverträge� können� der� Verkauf� von� Sachen� oder� Rechten�
sein.�In�diesem�Kapitel�sollen�die�Rechtsprobleme�des�internationalen�Kaufs�
beweglicher� Sachen,� also� von�Waren,� dargestellt�werden.� Einzelne�Aspekte�
des� internationalen�Verkaufs�von�Rechten�werden�in�einem�späteren�Kapitel�
erörtert.�Der�Verkauf�von�Immobilien�im�Ausland�ist�nicht�Gegenstand�der�
folgenden Ausführungen.

Dieses�Kapitel�beginnt�mit�der�Beantwortung�der�Frage,�welches�Recht� auf�
einen�Kaufvertrag�zwischen�Parteien�aus�verschiedenen�Staaten�anwendbar�ist.

Im�Mittelpunkt�dieses�Kapitels�stehen�dann�die�Regeln�über�den�internationalen�
Warenkauf�im�unternehmerischen�Verkehr.�Sie�haben�sich�über�Jahrhunderte�

1 WTO,�World� Trade� Statistical� Review� 2016,� Chapter� II� Trends� in�world� trade:�
�Locking�back�over�the�past�ten�years,�S.�10,�www.wto.org.�

2 Institut�der�deutschen�Wirtschaft,�Deutschland�in�Zahlen�2016,�Tabellen�4.2�und�4.3.�



II. Der internationale Warenkauf6

entwickelt�und�durch�das�Übereinkommen�der�Vereinten�Nationen�über�Ver­
träge�über�den�internationalen�Warenkauf�(UN­Kaufrechtsübereinkommen; 
United Nations Convention on Contracts for the International Sale of Goods, 
CISG)�eine�internationale�Regelung�erfahren,�die�in�vielen�Staaten�der�Welt�zu�
einem einheitlichen Recht des internationalen Warenkaufs geführt hat.

Neben�dem�UN­Kaufrecht�spielen�INCOTERMS�und�Dokumente�bei�inter­
nationalen�Kaufverträgen�eine�wichtige�Rolle.�Ihre�Funktion�und�Bedeutung�
soll�in�zwei�Unterkapiteln�dargestellt�werden.

Sodann�werden�die�eng�mit�internationalen�Kaufverträgen�zusammenhängen­
den Fragen der internationalen Produkthaftung und von Sicherheiten beim 
grenzüberschreitenden Warenverkauf beschrieben.

Zunehmend�schließen�auch�Verbraucher�auf�Reisen,�aufgrund�eines�Kataloges,�
per�Internet�oder�per�Telefon�Kaufverträge�mit�im�Ausland�niedergelassenen�
Händlern.�Dabei� bedürfen� sie� nach� verbreiteter�Ansicht� eines� besonderen�
Schutzes. Auf die insoweit maßgeblichen Sonderregelungen internationaler 
Verbraucherkaufverträge�ist�daher�ebenfalls�einzugehen.

Das�Kapitel�schließt�mit�der�Vorstellung�eines�Mustervertrags�für�einen�inter­
nationalen Warenkauf.

B. Das anwendbare Recht

1. Die Bedeutung der Frage nach dem anwendbaren Recht

Da die Rechtsordnungen der verschiedenen Staaten unterschiedlich sind und 
grundsätzlich�jeweils�nur�in�ihrem�eigenen�Staatsgebiet�gelten,�stellt�sich�bei�
einem Sachverhalt, der einen Bezug zu mehr als einem Staat hat, die Frage nach 
dem�Recht�welches�Staates�eine�Streitfrage�zu�lösen�ist.

Das extravagante Sitzmöbel
Auf einer Urlaubsreise nach Afrika erwirbt der Käufer K aus Deutschland bei einem 
Verkäufer V aus dem Staat X ein extravagantes Sitzmöbel, das dann von V an K 
nach Deutschland geliefert wird. Sieben Monate nach Lieferung zeigt sich, dass 
das Sofa von Anfang an fehlerhaft war. Es bricht zusammen. Kann K Mängelrechte 
geltend machen, wenn die Verjährungsfrist für Mängelansprüche im Staat X sechs 
Monate beträgt?

Der Sachverhalt hat einen Bezug zu mehrere Rechtsordnungen, nämlich der 
deutschen, weil der Käufer in Deutschland wohnt, und der des Staates X, weil der 
Verkäufer in diesem Land seine Niederlassung hat.

Wäre auf den Fall deutsches Recht anwendbar, dann hätte der K weiterhin Män-
gelansprüche, da die Verjährungsfrist nach § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB zwei Jahre 
beträgt. 
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Nach dem Recht des Staates X verjähren dagegen Mängelansprüche in sechs 
Monaten, so dass Mängelrechte aus dem Kauf gegenüber H nicht mehr geltend 
gemacht werden könnten. 

Ob dem K noch durchsetzbare Ansprüche zustehen, hängt also entscheidend 
vom anwendbaren Recht ab.

Bevor�also�eine�Anspruchsgrundlage�gesucht�und�geprüft�wird,�muss�bei�einem�
Sachverhalt�mit�Auslandsberührung�regelmäßig�die�Frage�geklärt�werden,�nach�
welchem Recht der Fall zu entscheiden ist. 

Zu� unterscheiden� ist� damit� der� Begriff� des�Kollisionsrechts� vom� dem� des�
Sachrechts.�Kollisionsrecht�löst�den�Fall�nicht,�sondern�regelt�allein,�das�Recht�
welches�Staates�anwendbar�ist.�Das�Sachrecht�ist�demgegenüber�das�zur�Lösung�
des Falles berufene materielle Recht. 

Im�vorangegangenen�Fall�ist�§�438�BGB�eine�Norm�des�Sachrechts,�während�
die�Frage,�ob�deutsches�Recht�oder�das�Recht�des�Staates�X�Anwendung�findet,�
dem�Kollisionsrecht�zuzuordnen�ist.

Ein�Synonym�für�den�Begriff�Kollisionsrecht�ist�die�Bezeichnung�Internatio­
nales�Privatrecht.�Nach�Art.�3�EGBGB�bestimmt�das�Internationale�Privatrecht�
(IPR)�bei�Sachverhalten�mit�einer�Verbindung�zu�einem�ausländischen�Staat,�
welche�Rechtsordnung�anzuwenden�ist.�Der�Begriff�des�Internationalen�Privat­
rechts�hat�sich�im�deutschen�Sprachraum�verbreitet�durchgesetzt,�die�seltener�
verwendete�Bezeichnung�Kollisionsrecht�oder�im�englischen�Conflict of Laws 
beschreiben das Rechtsgebiet aber zutreffender.

An�sich�könnte�das�anwendbare�Recht�nach�dem�Heimatrecht�der�zuständigen�
Gerichte� bestimmt�werden.�Wären�die� deutschen�Gerichte� zuständig,� dann�
würde� der� Fall� nach� deutschem�materiellen� Recht,� wären� die�Gerichte� des�
Staates�X�zuständig,�nach�dessen�Recht� entschieden�werden.�Dieser�Ansatz�
hat�sich�nicht�bewährt.�Im�Ergebnis�würde�derselbe�Fall�grundsätzlich�nach�
unterschiedlichem�Recht�entschieden,�je�nach�dem�welche�Partei�zuerst�klagen�
würde.�Die�Entscheidung� im�Einzelfall�würde�damit�von�Zufälligkeiten�ab­
hängen.�Das�widerspricht�nicht�nur�dem�Gerechtigkeitsgefühl,�sondern�könnte�
auch�zum�Erlass�widersprüchlicher�Urteile�in�beiden�Staaten�sowie�zu�Proble­
men�bei�der�Vollstreckung�der�Entscheidungen�im�jeweils�anderen�Staat�führen.

Sonach� verbleiben� zwei�Möglichkeiten,� nach� denen� die� für� eine� bestimmte�
Rechtsfrage�zu�einem�internationalen�privatrechtlichen�Vertrag�maßgeblichen�
Rechtsregeln�gefunden�werden�können:�

•• durch�Anwendung�von�internationalem�materiellem�Einheitsrecht,�also�mög­
lichst weltweit einheitlich geltendem Recht, oder

•• durch�die�Regeln�des�Internationalen�Privatrechts,�die�zur�Anwendbarkeit�
eines nationalen Rechts führen. 
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Diese�beiden�Wege�und�ihr�jeweiliger�Anwendungsbereich,�sowie�die�sich�da­
raus�ergebenden�Konsequenzen�für�die�Vertragsgestaltung�sollen�nachfolgend�
ausführlicher dargestellt werden.

In�der�praktischen�Falllösung�lässt�sich�die�Antwort�auf�die�Frage�nach�dem�
anwendbaren�Sachrecht�für�Fälle�mit�Auslandsberührung�an�Hand�des�folgen­
den, vereinfachenden Fragenkatalogs finden: 

(1.)�Liegt�ein�Fall�mit�Auslandsberührung�vor?
 Falls nein, wird der Fall unmittelbar auf der Basis des deutschen Sachrechts 

gelöst.
� Falls�ja,�ist�vorab�die�Frage�nach�dem�anwendbaren�Recht�zu�klären.
(2.)�Welches�Sachrecht�ist�anwendbar?

(a)� Ist�internationales�Einheitsrecht�anwendbar�(vgl.�Art.�3�Nr.�2�EGBGB)?
� Falls�ja,�ist�das�anwendbare�Sachrecht�gefunden�und�der�Fall�kann�anhand�

der�Anspruchsgrundlagen�des�Einheitsrechts�gelöst�werden.
(b)�Falls�nein,�ist�Kollisionsrecht�(IPR)�anzuwenden.

(aa)�Welches�nationale�IPR�ist�maßgeblich?�
� Die�Antwort� auf� die� Frage,� welches� nationale� IPR� zur�Anwendung�

kommt,�richtet�sich�nach�dem�Recht�des�zuständigen�Gerichts�(sog.�lex 
fori):�Ein�deutsches�Gericht�wendet�deutsches�IPR,�ein�französisches�
Gericht�französisches�IPR�an�usw.

(bb)�Welche�Regelungsbereiche�des�anwendbaren�IPR�sind�betroffen?
� Dies� können� etwa� die� Regeln� des� IPR� der� vertraglichen� Schuldver­

hältnisse,�aber�auch�der�unerlaubten�Handlung,�des�Sachenrechts,�der�
Geschäftsfähigkeit�oder�Stellvertretung�usw.�sein.

(cc)�Welche�IPR­Regeln�gelten�für�den�betroffenen�Regelungsbereich?
� Für�vertragliche�Schuldverhältnisse�gelten�z.�B.�die�Normen�der�Rom�

I­VO.
(dd)�Welche�spezifische�Kollisionsnorm�gilt?
� Dies�kann�beispielsweise�Art.�4�Abs.�1�a)�Rom�I­VO�sein.
(ee)�Die�gefundene�Kollisionsnorm�ist�dann�anzuwenden.
� Bei�einem�Kaufvertrag�über�bewegliche�Sachen�kommt�es�danach�auf�

das�Recht�des�Staates�an,� in�dem�der�Verkäufer�seinen�gewöhnlichen�
Aufenthalt hat.

(ff) Das anwendbare Sachrecht ist gefunden.
� Hat�der�Verkäufer�seinen�gewöhnlichen�Aufenthalt�im�Staat�X,�dann�ist�

das Recht dieses Staates auf den Fall anwendbar.
(3.)�Es�folgt�die�Lösung�des�Falls�anhand�der�Anspruchsgrundlage(n)�des�anwend­

baren Sachrechts.

2. Auslandsbezug

Die Frage nach dem anwendbaren Recht stellt sich nur, wenn ein Sachverhalt 
einen Auslandsbezug hat. Das ist in der Regel der Fall, wenn die Parteien aus 
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verschiedenen�Staaten�kommen.�Ein�Auslandsbezug�liegt�darüber�hinaus�auch�
dann vor, wenn die Parteien zwar aus demselben Staat kommen, es aber um 
einen Streit über eine im Ausland belegene Sache geht, Waren in einen anderen 
Staat�transportiert�werden�oder�wenn�eine�unerlaubte�Handlung�im�Ausland�
stattfindet.

3. Internationales Einheitsrecht und IPR

Soweit�es�internationales�Einheitsrecht�gibt�und�es�auf�einen�Sachverhalt�an­
wendbar�ist,�kommt�es�nicht�darauf�an,�ob�das�Recht�des�Staates�X�oder�Y�gilt,�
weil in beiden Staaten inhaltlich dieselben Regeln maßgeblich sind.

Wichtigstes�Beispiel� für� international� vereinheitlichtes�Vertragsrecht� ist� das�
UN­Kaufrechtsübereinkommen.

Ob�es� im�Einzelfall�anwendbar� ist,�bestimmt�sich�nach�den�Regelungen�des�
Abkommens�über�seinen�Anwendungsbereich,� im�Falle�des�CISG�also�nach�
den�Artt.�1�bis�6�CISG.

Starke Nachfrage
V in Deutschland und K in New York verhandeln über den Kauf von Maschinen, die 
kurzfristig nur als Einzelstücke verfügbar sind. V übermittelt an K ein Angebot die 
Maschinen für 250.000 € an ihn zu verkaufen. Am nächsten Morgen, noch bevor 
K auf das Angebot reagiert hat, kommt D zu V und möchte dieselben Maschinen 
für 350.000 € kaufen. Was kann V tun?

Würde der Fall allein in Deutschland spielen, dann wäre die Antwort einfach, weil 
nach §§ 145, 146, 147 Abs. 2 BGB der Antrag solange bindend ist, bis er entweder 
abgelehnt oder unter regelmäßigen Umständen seine Annahme erwartet werden 
kann. Da das Angebot sicherlich noch einige wenige Tage annehmbar ist, könnte 
sich V von dem Angebot nicht lösen.

Würde der Fall allein in New York spielen, wäre er ebenso einfach zu lösen. Nach 
der im anglo-amerikanischen Rechtskreis geltenden „mailbox“-Regel kann ein 
Angebot grundsätzlich widerrufen werden solange der Widerruf dem Empfänger 
vor der Annahme des Angebots zugeht3. In New York müsste V also sofort ein Fax 
an K senden mit dem er sein Angebot widerruft. Hat K im Zeitpunkt des Zugangs 
des Faxes seine Annahmeerklärung noch nicht abgeschickt, dann ist der Widerruf 
des V wirksam und er kann einen neuen Vertrag mit D schließen.

Die unterschiedlichen Lösungen des Rechts von New York und des deutschen 
Rechts zeigen, dass die entscheidende Frage des Falles diejenige nach dem 
anwendbaren Recht ist. 

Da es im Bereich des internationalen Warenkaufs vereinheitlichtes Sachrecht 
gibt, nämlich das CISG, ist zu prüfen, ob dieses Abkommen im vorliegenden Fall 
anwendbar ist.

Nach dessen Art. 1 Abs. 1 a) CISG ist es anzuwenden, wenn es sich wie hier um 
einen Warenkauf handelt und die Parteien ihre Niederlassung in Vertragsstaaten 
des Abkommens haben. Deutschland und die USA sind dem Abkommen beige-
treten. Es ist also gemäß Art. 1 Abs. 1 a) CISG hier anwendbar.

3 Dickinson v. Dodds,�2�Ch.D.�463�(C.A.�1876).�


